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Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung  
gemäß § 46 Abs. 1 GO LT 

mit Antwort der Landesregierung 

Anfrage der Abgeordneten Martina Machulla (CDU) 

Antwort des Niedersächsischen Ministeriums für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung 
namens der Landesregierung  

Inklusion auf dem ersten Arbeitsmarkt: Scheitert Teilhabe an starren Fördervoraussetzun-
gen? 

Anfrage der Abgeordneten Martina Machulla (CDU), eingegangen am 09.05.2025 - Drs. 19/7183, 
an die Staatskanzlei übersandt am 13.05.2025 

Antwort des Niedersächsischen Ministeriums für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung 
namens der Landesregierung vom 13.06.2025 

 

Vorbemerkung der Abgeordneten 

In einem Artikel der Hannoverschen Allgemeinen Zeitung vom 12. März 2025 („Inklusion gestoppt: 
Rosa soll in Behindertenwerkstatt, obwohl sie Arbeit hat“) wird der Fall einer 21-jährigen Frau ge-
schildert. Die kognitiv beeinträchtigte junge Frau sei seit November 2024 sozialversicherungspflichtig 
als Küchenhilfe in Teilzeit in einer Schulmensa in Gehrden beschäftigt. Obwohl sie dort gut integriert 
sei und ihr Arbeitgeber bereit wäre, sie dauerhaft zu beschäftigen, wurde der Antrag auf einen staat-
lichen Zuschuss für den Arbeitgeber zunächst abgelehnt.1 

Als Begründung wurde angeführt, dass die Voraussetzungen des sogenannten Budgets für Arbeit 
nach § 61 SGB IX nicht erfüllt seien, da die junge Frau weder zuvor in einer Werkstatt für behinderte 
Menschen (WfbM) tätig war noch einen entsprechenden Anspruch auf Aufnahme hatte. Die geltende 
Rechtslage sieht das Budget für Arbeit - also eine Lohnkostenförderung für Arbeitgeber - vorrangig 
für Menschen vor, die eine Werkstatt verlassen (sogenannter Werkstattverzicht) oder dort alternativ-
fähig wären. 

Diese Regelung führt dem Vernehmen nach dazu, dass Menschen mit Behinderungen, die unmittel-
bar auf dem ersten Arbeitsmarkt beschäftigt werden, keinen vergleichbaren Anspruch auf Förderung 
haben, obwohl deren Beschäftigungsverhältnisse dem Ziel der Inklusion entsprechen. 

Im vorliegenden Fall konnte dank des Engagements der Mutter der jungen Frau nachträglich eine 
Einzelfallentscheidung erreicht werden, sodass die Frau ihre Stelle behalten kann.2 Vor diesem Hin-
tergrund stellt sich die Frage, ob die geltenden Förderregelungen tatsächlich geeignet sind, die Teil-
habe von Menschen mit Behinderungen am Arbeitsleben zu fördern oder ob bestehende Strukturen 
unbeabsichtigt gegenteilige Effekte erzeugen. 

 

Vorbemerkung der Landesregierung 

Die Inklusion von Menschen mit Behinderungen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ist für die Lan-
desregierung von zentraler inklusionspolitischer Bedeutung. In diesem Zusammenhang ist das 
Budget für Arbeit ein sehr gutes und erfolgreiches Instrument, um Menschen mit Behinderungen eine 
Beschäftigung in einem sozialversicherungspflichtigen Arbeitsverhältnis zu ermöglichen.  

                                                
1 https://www.haz.de/lokales/hannover/kein-recht-auf-inklusion-rosa-soll-trotz-job-in-gehrdener-mensa-in-be-

hindertenwerkstatt-7GEPURGV3VBSPJCKGMROU2QO5I.html 
2 https://www.haz.de/lokales/hannover/inklusion-statt-behindertenwerkstatt-rosa-wrede-kann-ihren-arbeits-

platz-behalten-6UCRWHMV6VA6LH5XTASBS3J43E.html 
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Es ist der Landesregierung schon seit vielen Jahren ein wichtiges Anliegen, gute Rahmenbedingun-
gen zu schaffen, damit möglichst vielen Menschen mit Behinderungen der Übergang aus der Werk-
statt für behinderte Menschen (WfbM) auf den allgemeinen Arbeitsmarkt gelingt. So wurde in Nie-
dersachsen das Budget für Arbeit bereits im Jahr 2008 modellhaft eingeführt, um einer größeren Zahl 
von Werkstattbeschäftigten eine Tätigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu ermöglichen. 

Im Vorgriff auf die mit dem Bundesteilhabegesetz getroffenen und ab 01.01.2018 geltenden gesetz-
lichen Regelungen zum Budget für Arbeit (§ 61 SGB IX) sowie unter Einbeziehung der bisherigen 
Erfahrungen hat die Landesregierung zum 01.07.2017 gemeinsam mit der Landesbeauftragten für 
Menschen mit Behinderungen, der Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) der Werkstätten für behinderte 
Menschen (heute LAG Arbeit | Bildung | Teilhabe), der Bundesagentur für Arbeit und den kommuna-
len Spitzenverbänden das Konzept zum Budget für Arbeit weiterentwickelt.  

Die Anzahl der Menschen mit Behinderungen, die unter Inanspruchnahme des Budgets für Arbeit 
eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ausüben, ist in 
Niedersachsen von Mitte 2017 bis zum 31.12.2024 um rund 625 % auf insgesamt 731 Personen 
kontinuierlich angestiegen. Damit liegt Niedersachsen bundesweit in der Spitzengruppe. 

Beim Budget für Arbeit handelt es sich um eine Leistung der Eingliederungshilfe, die im § 61 SGB IX 
bundesgesetzlich geregelt ist. Es kann Menschen mit Behinderungen bewilligt werden, die Anspruch 
auf Leistungen im Arbeitsbereich einer WfbM haben. Leistungen im Arbeitsbereich einer WfbM wer-
den im Anschluss an Leistungen im Berufsbildungsbereich (§ 57 SGB IX) erbracht; hiervon kann nur 
abgewichen werden, wenn der Mensch mit Behinderungen bereits über die für die in Aussicht ge-
nommene Beschäftigung erforderliche Leistungsfähigkeit verfügt, die er durch eine Beschäftigung 
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt erworben hat. Nach der Gesetzesbegründung ist diese Ausnahme 
für Menschen geschaffen worden, die aufgrund des Eintritts einer vollen Erwerbsminderung ihre be-
rufliche Tätigkeit aufgeben mussten.  

Die gesetzliche Regelung, ein Budget für Arbeit prinzipiell erst nach Zeiten einer beruflichen Bildung 
vorzusehen, ist grundsätzlich zielführend und entspricht auch dem beruflichen Werdegang der meis-
ten junge Menschen ohne Behinderungen. 

Die Landesregierung hält es jedoch für erforderlich, die Strukturen für eine inklusive berufliche Bil-
dung für Menschen mit Behinderungen außerhalb von WfbM zu verbessern, um ihnen im Anschluss 
eine dauerhafte Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt, z. B. unter Inanspruchnahme ei-
nes Budgets für Arbeit, zu ermöglichen. Für die berufliche Bildung des Personenkreises, der Zugang 
zu den Angeboten der WfbM hat, liegt die sachliche Zuständigkeit und die Finanzierungsverantwor-
tung bei der Bundesagentur für Arbeit, der damit auch die Ausgestaltung der Angebote einer inklusi-
ven beruflichen Bildung, obliegt. 

 

1. Wie viele Anträge auf Förderung eines Arbeitsplatzes für Menschen mit Behinderung 
wurden in Niedersachsen in den letzten fünf Jahren abgelehnt, weil keine vorherige Tä-
tigkeit in einer WfbM oder ein Anspruch auf Aufnahme vorlag? 

Das Land hat die Daten bei den herangezogenen örtlichen Trägern der Eingliederungshilfe (Land-
kreise, kreisfreie Städte, Region Hannover), die Stadt Göttingen und die großen selbstständigen 
Städte, wenn der örtliche Träger der Eingliederungshilfe sie auf der Grundlage des § 4 Abs. 1 
Nds. AG SGB IX/XII herangezogen hat, abgefragt. Von insgesamt 49 herangezogenen kommunalen 
Gebietskörperschaften haben 43 auf eine Abfrage zu der vorstehenden Fragestellung eine Rückmel-
dung gegeben. Im Zeitraum 01.01.2020 bis 09.05.2025 wurden insgesamt sieben Anträge abgelehnt, 
weil kein Anspruch auf Leistungen im Arbeitsbereich einer WfbM bestand.  
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2. Auf welcher gesetzlichen Grundlage beruhen derartige Ablehnungen im Kontext der 
Förderung durch das Budget für Arbeit (insbesondere nach § 61 SGB IX i. V. m. § 219 
SGB IX) sowie nach landesrechtlichen Ausführungsvorschriften? 

Hinsichtlich der gesetzlichen Grundlagen wird auf die Ausführungen in den Vorbemerkungen verwie-
sen. Die Bewilligungspraxis für ein Budget für Arbeit in Niedersachsen hat sich nach diesen bundes-
gesetzlichen Regelungen zu richten. Abweichende landesrechtliche Regelungen sind insoweit nicht 
zulässig. Ob ein Budget für Arbeit ausnahmsweise auch ohne eine vorherige berufliche Bildung nach 
§ 57 SGB IX in Betracht kommt, ist immer eine Entscheidung im Einzelfall. 

 

3. Gibt es in Niedersachsen gegebenenfalls ergänzende landeseigene Förderinstrumente, 
die Arbeitgeber beim direkten Einstieg von Menschen mit Behinderung in den ersten Ar-
beitsmarkt unterstützen - unabhängig von einer vorherigen Tätigkeit in einer Werkstatt? 

Ergänzende landeseigene Förderinstrumente, die sich speziell an diesen Personenkreis richten, gibt 
es nicht.  

 

4. Wie bewertet die Landesregierung vor dem Hintergrund der UN-Behinder- 
tenrechtskonvention den eingangs geschilderten Fall, wonach Menschen mit Behin- 
derungen, die ohne den Umweg über eine Werkstatt regulär beschäftigt werden, 
schlechtere Förderchancen haben als solche, die zunächst im „Sondersystem“ 
verbleiben? 

5. Plant die Landesregierung gegebenenfalls, sich auf Bundesebene - z. B. über den Bun-
desrat oder die Integrationsministerkonferenz - für eine rechtliche Öffnung des Budgets 
für Arbeit für Menschen einzusetzen, die nicht zuvor in einer Werkstatt gearbeitet haben? 

Die Fragen 4 und 5 werden zusammen beantwortet. 

Wie bereits in den Vorbemerkungen ausgeführt, ist ein direkter Übergang aus der Schule ins Arbeits-
leben auch bei Menschen ohne Behinderungen die Ausnahme. Bei einem Verzicht auf die berufliche 
Bildung besteht für die jungen Menschen mit Behinderungen die Gefahr, ihnen die damit verbunde-
nen Entwicklungschancen zu nehmen. Dies würde auch der in der UN-Behindertenrechtskonvention 
verankerten Forderung auf gleichberechtigten Zugang von Menschen mit Behinderungen zu Bildung 
(Recht auf Bildung) widersprechen. Darüber hinaus erhöht eine berufliche Bildung durch die in dieser 
Phase erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten die Chancen für eine dauerhafte Beschäftigung in 
einem sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt. 

Gerade im Übergang von der Schule in den Beruf gibt es jedoch Einzelfälle, bei denen die derzeitige 
Rechtslage im Ergebnis zu keiner sachgerechten Lösung führt. Aus Sicht der Landesregierung be-
steht ein gesetzgeberischer Handlungsbedarf auf Bundesebene, die gesetzlichen Regelungen unter 
Inklusionsaspekten so weiterzuentwickeln, dass eine berufliche Bildung außerhalb einer WfbM in 
größerem Umfang ermöglicht wird.  

Die Landesregierung hat sich gemeinsam mit den anderen Bundesländern gegenüber dem Bund 
daher mehrfach dafür eingesetzt, Regelungen für eine Alternative zu einer beruflichen Bildung in 
einer WfbM zu schaffen, die im Anschluss eine Beschäftigung im Rahmen eines Budgets für Arbeit 
ermöglichen: 

Mit dem Gesetz zur Entlastung unterhaltsverpflichteter Angehöriger in der Sozialhilfe und in der Ein-
gliederungshilfe (Angehörigenentlastungsgesetz) sind am 01.01.2020 die Regelungen zum „Budget 
für Ausbildung“ (§ 61a SGB IX) in Kraft getreten, mit dem jungen Menschen mit Behinderungen die 
Möglichkeit eröffnet wird, berufliche Bildung im Sinne des § 57 SGB IX auch außerhalb von Werk-
stätten in Anspruch zu nehmen. Anspruchsvoraussetzung ist insbesondere der Abschluss eines so-
zialversicherungspflichtigen Ausbildungsverhältnisses in einem anerkannten Ausbildungsberuf oder 
einer Ausbildung nach § 66 Berufsbildungsgesetz (BBiG) oder § 42r Handwerksordnung (HWO) (so-
genannte theoriereduzierte Ausbildungen). 



Niedersächsischer Landtag – 19. Wahlperiode Drucksache 19/xxxx 

 

4 

Bereits im Rahmen der gemeinsamen Stellungnahme der Länder zum Referentenentwurf des Ange-
hörigenentlastungsgesetzes im Juli 2019 wurde darauf hingewiesen, dass aufgrund der Einschrän-
kung des Budgets für Ausbildung auf (theoriereduzierte) Ausbildungsverhältnis die Anspruchs- 
voraussetzungen voraussichtlich nur im Ausnahmefall von dem Personenkreis erfüllt werden. Viel-
mehr sollte bundesgesetzlich die Möglichkeit der beruflichen Bildung im betrieblichen Umfeld z. B. 
durch betriebliche Praxismodule geschaffen werden. Dadurch könnte eine größere Anzahl an leis-
tungsberechtigten Personen von einem Budget für Ausbildung profitieren und mit einer beruflichen 
Bildung in betrieblicher Form einen guten Ausgangspunkt für eine spätere Beschäftigung auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt erhalten. Diese Hinweise fanden im weiteren Gesetzgebungsverfahren je-
doch keine Berücksichtigung. 

Da die bereits im Gesetzgebungsverfahren seitens der Länder vorgetragenen Befürchtungen sich 
nach Inkrafttreten der gesetzlichen Regelungen zum Budget für Ausbildung in der Praxis bestätigt 
haben, wurde die Bundesregierung mit einem einstimmigen ASMK-Beschluss im November 2020, 
der auf einen niedersächsischen Antrag basierte, aufgefordert, bundeseinheitliche Regelungen zu 
treffen, um den anspruchsberechtigten Personenkreis für das Budget für Ausbildung (§ 61a SGB IX) 
sachgerecht zu erweitern.  

Mit einem weiteren ASMK-Beschluss im Dezember 2023 haben die Länder die Bundesregierung 
erneut aufgefordert, gemeinsam mit den Ländern zu prüfen, ob die Regelungen zum Budget für Ar-
beit und zum Budget für Ausbildung um ein „Budget für berufliche Qualifizierung“ ergänzt werden 
können, um Menschen mit Behinderungen, die noch unterhalb der Schwelle zu einer Ausbildung 
stehen, eine Perspektive auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu eröffnen.  

Im Ergebnis konnten die mit den ASMK-Beschlüssen angestrebten gesetzlichen Änderungen bisher 
nicht erreicht werden. 

Bundesweit werden seit einigen Jahren intensive Diskussion zu einer WfbM-Reform geführt. Nach-
dem die Ergebnisse der vom Bund in Auftrag gegebenen „Studie zu einem transparenten, nachhal-
tigen und zukunftsfähigen Entgeltsystem für Menschen mit Behinderungen in Werkstätten für behin-
derte Menschen und deren Perspektiven auf den allgemeinen Arbeitsmarkt“ im Herbst 2022 vorge-
legt wurden, hat das Bundesministerium für Arbeit und Soziales im März 2024 einen „Aktionsplan für 
Übergänge aus den Werkstätten für behinderte Menschen auf einen inklusiven Arbeitsmarkt“ veröf-
fentlicht. Unter anderem aufgrund der vorgezogenen Wahl zum Deutschen Bundestag ist es nicht 
mehr zu einer Umsetzung gekommen.  

In ihrem Koalitionsvertrag greift auch die neue Bundesregierung das Thema auf. Sie beabsichtigt, 
„den Berufsbildungsbereich stärker auf den Arbeitsmarkt auszurichten, (…) und das Budget für Arbeit 
attraktiver zu machen“ (Zeilen 661 bis 663 des Koalitionsvertrages). Diese Ziele werden von der 
Landesregierung im Grundsatz ausdrücklich begrüßt. In den anstehenden Reform- und Diskussions-
prozess auf Bundesebene wird sich die Landesregierung konstruktiv einbringen und sich weiterhin 
für Regelungen einsetzen, die sowohl für eine berufliche Bildung als auch für eine Beschäftigung auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt förderlich sind und inklusive Übergänge aus der Schule in das Be-
rufsleben ermöglichen. 

 

6. Welche Schlussfolgerungen zieht die Landesregierung gegebenenfalls daraus, dass im 
Fall der 21-jährigen Frau nur durch individuellen Einsatz eine Einzelfallentscheidung 
erreicht werden konnte - und welche strukturellen Änderungen werden gegebenenfalls 
erwogen, um künftig vergleichbare Barrieren systematisch abzubauen? 

Einzelfälle, wie auch in dem von der Presse aufgegriffenen Fall der 21-jährigen Frau, verdeutlichen 
den in der Antwort zu den Fragen 4 und 5 dargestellten gesetzgeberischen Handlungsbedarf auf 
Bundesebene. Die Landesregierung wird sich weiterhin für bundesgesetzliche Regelungen einset-
zen, die jungen Menschen mit Behinderungen Chancen auf einen inklusiven beruflichen Werdegang  
außerhalb von Sonderstrukturen bieten. 

Ob ein Budget für Arbeit ausnahmsweise auch ohne vorherige berufliche Bildung in Betracht kommt, 
kann bis zu einer Änderung der gesetzlichen Grundlagen grundsätzlich nur eine Entscheidung im 
Einzelfall bleiben und ist im Rahmen des Gesamt- und Teilhabeplanverfahrens zu prüfen.  

(Verteilt am      ) 


